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Die Hälfte der Menschheit ist weiblich, aber in den Parlamenten liegt der Frauenanteil bei nur 16%. 

Weltweit werden 70% der Arbeit von Frauen erledigt, sie erhalten nur 10% des Einkommens und besitzen nur 1% des globalen Vermögens. 75% der Armen sind weiblich, 80% der Opfer von Kriegen sind weiblich, nur 30% der Frauen werden für ihre Arbeit bezahlt. Immer mehr Menschen sind trotz Arbeit arm. 60% dieser „working poor“ in Europa sind Frauen. 

Konsequenz: Frauen haben weltweit ein Recht auf Selbstbestimmung ihrer eigenen sozialen, ökonomischen, beruflichen und privaten Situation haben.
Forderungen und Maßnahmen 

· Die SPÖ unterstützt die Frauen rund um den Globus durch Gleichstellungsmaßnahmen in vielfältigen Bereichen der Außen- und Entwicklungspolitik XE "Entwicklungspolitik" \i .

Mit der Ratifizierung der Frauenrechtskonvention XE "Frauenrechtskonvention" \i  (CEDAW) der UNO im Jahr 1982 hat sich Österreich zur Gleichstellung in allen Bereichen verpflichtet. Seit 1999 können Frauen in Österreich ihre Rechte damit auch international einklagen.

· In der Außenpolitik XE "Außenpolitik" \i  und der Entwicklungszusammenarbeit muss auf die Kooperation mit den Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) gebaut werden. 

· Vor allem Internationale Frauenorganisationen machen auf strukturelle Defizite aufmerksam. Ziele internationaler Frauenförderung XE "Frauenförderung" \i  müssen in allen Förderprogrammen besser sichtbar gemacht und die Zuteilung humanitärer Hilfe besonders nach frauenrelevanten Aspekten bestimmt werden.

· In den Länderberichten der DiplomatInnen muss die Situation der Frauen als Fixbestandteil dargestellt werden.

· Seit der Menschenrechtskonferenz 1993 in Wien gelten auf internationaler Ebene Frauenrechte als Menschenrechte! Damit ist klargestellt, dass kein Menschenrecht über die Frauenrechte gestellt werden kann. So darf z.B. das Recht auf freie Religionsausübung nicht dazu benutzt werden, Frauen zu unterdrücken.

· Die SPÖ nennt Frauenrechte stets explizit in Verbindung mit Menschenrechten und verhilft den diskriminierten Frauen dieser Welt damit zu mehr Achtung und Gerechtigkeit.

In der Bildung XE "Bildung" \i  sind junge Mädchen XE "Mädchen" \i  und Frauen nach wie vor in vielen Ländern der Welt besonders benachteiligt. So sind beispielsweise zwei Drittel der AnalphabetInnen weiblich. Dadurch werden den Frauen von vorne herein Lebenschancen und Entwicklungsperspektiven genommen.

· Für die SPÖ ist Bildung XE "Bildung" \i  ein wichtiger Baustein für ein Leben in Unabhängigkeit. Bildung bedeutet für alle und für junge Frauen ganz besonders die Grundlage für bezahlte Arbeit, Eigenständigkeit und Selbstbestimmung über das eigene Leben. 

Bildung XE "Bildung" \i  und Selbstbestimmung sind Voraussetzungen dafür, dass Frauen „Nein“ zu unverhütetem Geschlechtsverkehr sagen, damit auch Gehör finden und ihr eigenes Leben somit am besten schützen können. Das gilt ganz besonders für die HIV/AIDS – Prävention.

· In der Entwicklungszusammenarbeit ist daher auf Grund der besonderen Notlage und gesellschaftlichen Diskriminierung auf den Faktor Bildung XE "Bildung" \i  zu achten.

Die Liste der weltweiten Benachteiligung von Frauen, die ihnen ihr Recht auf Leben in Sicherheit XE "Sicherheit" \i , Würde und Unabhängigkeit systematisch rauben, setzt sich mit dem Phänomen der Gewalt gegen Frauen erschütternd fort.

So werden beispielsweise in Indien jährlich Millionen weiblicher Föten abgetrieben oder Mädchen XE "Mädchen" \i  unmittelbar nach der Geburt auf Grund ihres Geschlechts getötet. In Südasien sterben jedes Jahr über eine Million Mädchen, weil sie schlechter ernährt oder medizinisch versorgt sind als Buben. 5000 Frauen werden jährlich im Namen der Ehre ermordet, täglich weitere 7000 Mädchen genital verstümmelt.

· Die österreichische Außenpolitik XE "Außenpolitik" \i  und Entwicklungszusammenarbeit ist angesichts der unerträglichen Lebensrealitäten zu vieler Frauen dieser Welt dringend aufgerufen, die Augen gegenüber den spezifischen Bedürfnissen der Frauen zu öffnen.

Die SPÖ betrachtet jedes Thema auch nach dem Gesichtspunkt der Frauenrelevanz und weibliche Bedürfnisse werden mithilfe von Frauenförderung XE "Frauenförderung" \i  und Gender Mainstreaming vor Ignoranz geschützt. 

· Für selbst bestimmte Familien- und Lebensplanung und Gesundheitsvorsorge müssen Frauen rechtlich und gesellschaftlich gestärkt werden. Wirtschaftliche Unterstützung wie z.B. die Vergabe von Kleinstkrediten zur Geschäftsgründung ist eine von vielen notwendigen Maßnahmen. Damit erhalten Frauen Handlungsspielraum. Sie können Eigentum erwerben, Medikamente und Verhütungsmittel kaufen, für ihre eigene Bildung XE "Bildung" \i  und die ihrer Kinder sorgen und damit Sicherheit XE "Sicherheit" \i  aufbauen.

Gender Mainstreaming in der Außenpolitik

Geschlechtergleichstellung und das Empowerment von Frauen sind international anerkannte und in vielen Resolutionen festgeschriebene Ziele. 

Im Kernbereich Sicherheitspolitik ist die Resolution 1325 des UNO Sicherheitsrates ein wichtiger Meilenstein zur Stärkung der Rolle der Frauen bei der Konfliktprävention und Konfliktlösung. Diese Resolution wurde am 31. Oktober 2000 vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einstimmig verabschiedet und fordert die Mitgliedstaaten auf, für eine stärkere Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen der institutionellen Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten Sorge zu tragen. 
Damit werden Frauen erstmals als Friedensakteurinnen in den Mittelpunkt gestellt. Im Umfeld des UNO-Beschlusses 1325 sind viele zivilgesellschaftliche Initiativen entstanden, die das Ziel verfolgen, diese Resolution mit Leben zu füllen und für ihre Umsetzung zu sorgen.  
Außenpolitik kann durch Gender Mainstreaming besser und effizienter werden, Beispiele zeigen das: 
· SFOR/KFOR: Die Entsendung von Truppen führt immer zum Anstieg von Prostitution. Deshalb hätte von Anfang an überlegt werden müssen, wie der Entstehung von Frauenhandel vorgebeugt und die Ausbeutung von Frauen durch Soldaten verhindert werden kann. 

Der Grundsatz der Gleichstellung und Chancengleichheit ist unverzichtbarer Teil einer menschenrechtsorientierten Außenpolitik. Gender Mainstreaming ist das praktische Mittel, diesen Grundsatz umzusetzen:  
· Kontakte mit NGOs oder Wissenschaftlern im In- und Ausland sind traditionell "männerlastig". Dadurch entsteht ein falsches Bild der Zivilgesellschaft und werden frauenspezifische Aspekte zu wenig berücksichtigt. 
· Verteilung humanitärer Hilfe an männliche "Familienoberhäupter" - wer kontrolliert, ob die Hilfe Frauen erreicht? 
· Diplomatische Kontakte laufen nach wie vor zu oft nur zwischen Männern – Lebensrealitäten von Frauen kommen so nicht zur Sprache. Gerade das Ansprechen von Benachteiligungen von Frauen (wie das Ausschließen aus dem Wahlrecht, Gewalt gegen Frauen, Verletzung von fundamentalen Menschenrechten) ist bei diplomatischen Kontakten unerlässlich.
